
Aktenzeichen: 5 AZR 817/93 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 18. Januar 1995 

- 5 AZR 817/93 -
I. Arbeitsgericht 

Berlin
Urteil vom 20. Januar 1993 
- 48 Ca 25122/92 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 20. September 1993
Berlin - 9 Sa 36/93 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse : 
Für das Bundesarchiv :

Ja
Ja
Nein

N
EntscheidungsStichwort:

GehaltsüberZahlung - Entreicherung - Anscheinsbeweis

G6S6ÜZ*
BGB § 818 Abs. 3, § 812 Abs. 1 Satz 1, §§ 611, 389 

Leitsätze:
1. Ein Arbeitnehmer, der gegen den Anspruch des Arbeitgebers 
auf Rückzahlung zuviel gezahlter Arbeitsvergütung (§ 812 
Abs. 1 BGB) den Wegfall der Bereicherung geltend macht (§ 818 
Abs. 3 BGB), hat darzulegen und gegebenenfalls zu beweisen, 
daß er nicht mehr bereichert ist.
2. Der Arbeitnehmer kann sich für den Wegfall der Bereiche- 
rung auf die Grundsätze des Anscheinsbeweises berufen. Dazu 
ist erforderlich:
a) Es muß sich um eine geringfügige Überzahlung handeln. Ob eine Überzahlung geringfügig ist, kann nach den Richt­

linien beurteilt werden, die im öffentlichen Dienst gel­
ten.

b) Die Lebenssituation des Arbeitnehmers muß so sein» daß 
erfahrungsgemäß ein alsbaldiger Verbrauch der Überzahlung für die laufenden Kosten der Lebenshaltung anzunehmen ist.

3. Der Arbeitnehmer hat die Tatsachen darzulegen und gegebe­
nenfalls zu beweisen, aus denen erfahrungsgemäß auf die Ver­wendung zum Lebensunterhalt geschlossen werden kann.
4. Seiner Darlegungs- und Beweislast genügt der Arbeitnehmer 
nicht, wenn er zu den nach Art oder dem Grund nach plausibel 
behaupteten anderweitigen Einkünften nicht substantiiert Stellung nimmt.
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5 AZR 817/93
9 Sa 36/93 Berlin Im Hamen des Volkes!
Verkündet am 
18. Januar 1995 Urteil
Klapp,Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 18. Januar 1995 durch den Vorsit­
zenden Richter Griebeling, die Richtet Schüemann und
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Dr. Reinecke sowie die ehrenamtlichen Richter Brücker und 
Schütters für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Berlin vom 20. September 
1993 - 9 Sa 36/93 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu 
tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin verpflichtet 
ist, überzahlte Teile ihres Ortszuschlags zurückzuzahlen.

Die Klägerin ist seit dem 1. Oktober 1983 bei der Beklagten 
als Krankenschwester beschäftigt. Die Parteien haben arbeitsver­
traglich die Geltung der Arbeitsvertragsrichtlinien des Diakoni- 
schen Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland (AVR) ver­
einbart. Die Bezüge der Klägerin setzen sich aus gleichbleibenden 
Teilen einschließlich eines Ortszuschlags und wechselnden Be­
standteilen für Überstunden und Zeitzuschläge zusammen. Im Juni 
1991 betrugen die festen Bruttobezüge der Klägerin 4.124,82 DM, 
darunter ein Ortszuschlag nach der Tarifsttfe 1 c in Röhe von 
743,39 DM. Insgesamt verdiente die Klägerin in diesem Monat 
4.346,75 DM brutto. Ihre gesetzlichen Abzüge für Lohnsteuer und 
Sozialversicherungsbeiträge betrugen 1.623,29 DM.

Der Ortszuschlag wird gemäß § 19 AVR in verschiedenen Stu­
fen gezahlt. Zur niedrigsten Stufe 1 gehören die ledigen und ge­
schiedenen Mitarbeiter, zur Stufe 2 verheiratete Mitarbeiter und
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Geschiedene, wenn aus der Ehe Unterhaltspflichten bestehen. Nach­
dem ihre Ehe geschieden war, teilte die Klägerin dies der Beklag­
ten im Jahre 1987 oder 1988 mit. Aufgrund eines Eingabefehlers 
bei der elektronischen Datenverarbeitung wurde die Änderung des 
Ortszuschlags nicht berücksichtigt. Die Klägerin erhielt weiter­
hin den höheren Ortszuschlag nach stufe 2 anstelle des niedrige­
ren Ortszuschlags gemäß Stufe 1. Im Mai 1991 bemerkte die Beklag­
te anläßlich einer Kontrolle, daß sowohl der Klägerin als auch 30 
anderen Mitarbeitern überhöhte Bezüge ausgezahlt worden waren.
Mit Rücksicht auf die Ausschlußfrist des § 45 AVR entschloß sieh 
die Beklagte, Rückforderungen gegenüber der Klägerin auf die Zeit 
ab Juni 1990 zu beschränken. Ihre Rückforderung machte sie gegen­
über der Klägerin mit ihrem Schreiben vom 14. Mai 1991 geltend, 
Die Unterschiede zwischen den beiden Stufen der Ortszuschläge be­
trugen in den Monaten Juni bis Dezember 1990 je 74,$1 DM brutto 
bzw. 42,89 DM netto und in den Monaten Januar bis Ma.i 1991 
79,09 DM brutto bzw. 45,31 DM netto.

Von den Bezügen der Klägerin für die Monate Juni, Juli und 
August 1991 behielt die Beklagte in drei gleichen Raten zunächst 
917,72 DM ein. Dabei hatte die Beklagte den Bruttobetrag der 
Überzahlung zugrunde gelegt. Im Anschluß an ein im übrigen er­
folgloses Schlichtungsverfahren vor der Schiedsstelle des Diako- 
nischen Werkes Berlin-Brandenburg e.V. errechnete die Beklagte 
eine Nettoüberzahlung von 526,78 DM, Den darüber hinausgehenden 
Betrag von 390,94 DM kehrte sie-wieder an die Klägerin aus.

Die Klägerin hat geltend gemacht, sie sei z.ur Rückzahlung 
der überzahlten Teile des Ortszuschlages nicht verpflichtet. Die
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Ausschlußfrist des § 45 AVR betrage nicht ein Jahr, sondern nur 
sechs Monate. Die aus den überzahlten Teilen der Ortszuschläge 
resultierenden Nettobeträge habe sie für ihren laufenden Lebens­
unterhalt ausgegeben, ohne insoweit Aufwendungen erspart zu 
haben. Wenn sie diese Überzahlungen nicht erhalten hätte, hätte 
sie ihre Ausgaben entsprechend beschränkt. Angesichts der Gering­
fügigkeit der Überzahlung sei - ähnlich den Regelungen im öffent­
lichen Dienst - von einem Wegfall der Bereicherung auszugehen.

Der ursprünglich auf Zahlung von 526,78 DM gerichteten Klage 
hat das Arbeitsgericht in Höhe von 214,45 DM stattgegeben; inso­
weit sei der Rückzahlungsanspruch der Beklagten gemäß § 45 Abs. 2 
AVR verfallen. Gegen dieses Urteil hat nur die Klägerin Berufung 
eingelegt. Sie hat beantragt

die Beklagte zu verurteilen, an sie 312,33 DM 
netto zu zahlen.

Die Beklagte hat geltend gemacht, die Klägerin könne sich 
nicht darauf berufen, nicht mehr bereichert zu sein. Zum einen 
habe sie gewußt, daß die Änderung des Personenstands Auswirkungen 
auf das Gehalt habe; dementsprechend habe sie ihre Scheidung dem 
Personalbüro angezeigt. Zum anderen reiche der bloße Hinweis auf 
den ersatzlosen Verbrauch der Überzahlung für den laufenden Le­
bensunterhalt nicht aus. Die Klägerin verfüge über eigenes Vermö­
gen und daraus resultierende Einkünfte, nämlich eine vermietete 
Eigentumswohnung, Sparvermögen und einen Prämiensparvertrag.
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5m i*:

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung der Klägerin zu­
rückgewiesen. Mit ihrer Revision verfolgt die Klägerin ihr Begeh­
ren weiter.

E n t s c h e l d u n g s  g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Arbeitsgericht und Lahdes­
arbeitsgericht haben die Klage in Höhe des in die Berufung und in 
die Revision gelangten Teils zu Recht abgewiesen.

Der von der Klägerin geltend gemachte Anspruch auf Zahlung 
von Arbeitsentgelt (§ 611 BGB) ist für den Monat Juni 1991 in 
Höhe von 305,91 DM, für den Monat Juli 1991 in Höhe von 6,42 DM 
infolge der Aufrechnung der Beklagten erloschen (§ 389 BGB). Der 
Beklagten stand die zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung aus 
ungerechtfertigter Bereicherung zu (§ 812 Abs. 1 Satz 1 BGB erste 
Alternative). In dieser Höhe hat die Klägerin den aus einem zu 
hohen Ortszuschlag resultierenden Nettobetrag ohne rechtlichen 
Grund erhalten. Hinsichtlich des Rückforderungsanspruchs ist die 
AusSchlußfrist des § 45 Abs. 2 AVR gewahrt. Die Verpflichtung der 
Klägerin zur Rückzahlung ist nicht gemäß § 818 Abs. 3 BGB wegge­
fallen.

I. Gemäß § 818 Abs. 3 BGB ist die Verpflichtung zur Herausgabe 
der Bereicherung ausgeschlossen, soweit der Empfänger nicht; mehr 
bereichert ist.
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Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Klägerin habe 
den Wegfall ihrer Bereicherung nicht substantiiert dargelegt. Aus 
ihrem Vortrag ergebe sich nur, daß sie durch Verwendung der Über­
zahlung keine Ausgaben erspart habe, die sie notwendigerweise 
auch sonst gehabt hätte. Auf die Regelungen im öffentlichen 
Dienst, nach denen von einem Wegfall der Bereicherung auszugehen 
sei, wenn die Überzahlung 10 % der jeweiligen Bezüge, höchstens 
aber 200,00 DM nicht übersteige, könne sich die Klägerin nicht 
stützen. Diese Handhabung beruhe nur auf einer entsprechenden 
Selbstbindung der öffentlichen Arbeitgeber. Zu diesen zähle die 
Beklagte nicht. Die Beklagte habe auch weder eine derartige 
Richtlinie erlassen noch habe die Klägerin eine entsprechende be- 
triebliche Übung der Beklagten behauptet.

II. Der Ansicht des Landesarbeitsgerichs ist zu folgen. Die Klä­
gerin hat nicht hinreichend dargelegt, daß ihre Bereicherung weg- 
gefallen ist.

1. Nach § 818 Abs. 3 BGB ist der Bereicherungsanspruoh ausge­
schlossen, "soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist". Dies 
ist nur dann der Fall, wenn das Erlangte ersatzlos weggefallen 
ist und kein Überschuß zwischen dem vorhandenen Vermögen und dem 
Vermögen mehr besteht, das ohne den bereichernden Vorgang vorhan­
den wäre. Von dem Fortbestehen einer Bereicherung ist auch dann 
auszugehen, wenn der Bereicherungsschuldner mit der Ausgabe des 
Erlangten anderweitige Aufwendungen erspart hat (BAG Urteil vom 
18. September 1986, BAGE 53, 77, 84, m.w.N.). Dies gilt auch bei 
überzahltem Lohn oder Gehalt (BAG in ständiger Rechtsprechung, 
vgl. BAG Urteil vom 18. September 1986, aaO). Ebenso besteht die

7 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

Bereicherung in Höhe der Befreiung von einer Verbindlichkeit 
fort, soweit der Empfänger mit dem Erlangten bestehende Schulden 
tilgt. Ein Wegfall der Bereicherung ist dagegen anzunehmen, wenn 
der Empfänger die rechtsgrundlose Leistung ersatzlos für (Luxus-) 
Ausgaben verwendet hat, die er sonst nicht gemacht hätte.

2. Will der Empfänger rechtsgrundlos erhaltener Lohn- oder Ge­
haltsbezüge geltend machen, nicht mehr bereichert zu sein, so muß 
er im einzelnen die Tatsachen darlegen, aus denen sich ergibt, 
daß die Bereicherung weggefallen ist, daß er also weder Aufwen- 
düngen erspart hat, die er ohnehin gemacht hätte, noch Schulden 
getilgt und dadurch seinen Vermögensstand verbessert hat. Diese 
Tatsachen hat der BereicherungsSchuldner gegebenenfalls auch zu 
beweisen. Dabei können ihm allerdings Erleichterungen zugute kom­
men (BAG Urteil vom 12. Januar 1994 - 5 AZR 597/92 - ZIP 1994,
726 = SAE 1994, 323, unter B III 2 der Gründe; BAG Urteil vom 
18. September 1986, BAGE 53, 77, 85, jeweils m.w.N.). Insbesonde­
re bei kleineren und mittleren Arbeitseinkommen und einer gleich- 
bleibend geringen Überzahlung des laufenden Arbeitsentgelts ist 
an die Möglichkeit des Beweises des ersteh Anscheins für den Weg­
fall der Bereicherung zu denken (vgl. auch Misera/Schwab, SAE 
1994, 332). Ein konkreter Nachweis, um solche laufenden Überzah­
lungen nicht mehr bereichert zu sein, kann zudem in aller Regel 
nicht geführt werden. Vor allem dann, wenn - wie hier - ein bis­
her gezahlter Lohnbestandteil weitergezahlt stabt geringfügig ge­
kürzt wird, dürfte die Verwendung der zuviel gezahlten Beträge 
später auch vom Empfänger kaum noch aufzuklären sein.
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a) Ein Anscheinsbeweis führt nicht zur Umkehr der Darlegungs­
und Beweislast, sondern nur zur Erleichterung der Beweisführung. 
Er ist nicht etwa eine andere Beweisart, sondern fällt in das Ge­
biet der Erfahrungssätze und der Beweiswürdigung (statt vieler: 
BGH Urteil vom 5. Februar 1987 - I ZR 210/84 - BGHZ 100, 31, 34 = 
NJW 1987, 2876). Eine solche Beweiserleichterung setzt voraus, 
daß ein bestimmter Sachverhalt feststeht, der nach der allgemei­
nen Lebenserfahrung auf eine bestimmte Ursache oder einen be­
stimmten Ablauf als maßgeblich für den Eintritt eines bestimmten 
Erfolges hinweist (BGH Urteil vom 27. April 1994 - XII ZR 16/93 - 
NJW 1994, 1880, m.w.N.). Bei derart typischen Geschehensabläufen 
kann dann von der feststehenden Ursache auf einen bestimmten Er­
folg oder umgekehrt von einem feststehenden Erfolg auf eine be­
stimmte Ursache geschlossen werden (BGH Urteil vom 5. Februar 
1987 - I ZR 210/84 - BGHZ 100, 31, 34 = NJW 1987, 2876). Der Be- 
weispflichtige braucht in einem solchen Fall nur die Tatsachen 
darzulegen und zu beweisen, aus denen sich nach der Lebenserfah­
rung die obengenannten Folgerungen ziehen lassen. Die Gegenseite 
kann den Anscheinsbeweis indessen erschüttern, indem sie Tatsa­
chen behauptet und ggf. beweist, aus denen sich die ernsthafte 
Möglichkeit eines anderweitigen, nicht typischen Geschehensver- 
laufs ergibt (BGH Urteil vom 5. Februar 1987, aaO, m.w.N.). Ge^ 
lingt der Gegenseite der Nachweis der ernsthaften Möglichkeit 
eines atypischen Geschehensablaufs, so kann sich der Beweis- 
pflichtige auf den Ablauf des Geschehens nach der Lebenserfahrung 
nicht mehr berufen, sondern muß nun seinerseits der ihn treffen­
den Darlegungs- und Beweislast vollen Umfangs nachkommen (BGH Ut~ 
teil vom 23. Mai 1952 - I ZR 163/51 - BGHZ 6, 169). Welche Tatsa­
chen zur Erschütterung des typischen Geschehensablaufs genügen,
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ist Sache der tatrichterlichen Beweiswürdigung; der Begriff der 
Ernsthaftigkeit eines atypischen Geschehensablaufs ist dagegen 
der Prüfung durch die Revision zugänglich (Baumbach/Lauterbach/ 
Albers/Hartmann, ZPO, 53, Aufl., Anhang § 286 Rz 21).

b) Bei der laufenden Überzahlung von Bezügen kommt hiernach 
eine Erleichterung der Darlegungs- und Beweislast für den Arbeit­
nehmer dann in Betracht, wenn erfahrungsgemäß und typischerweise 
anzunehmen ist, daß die Zuvielzahlung für den laufenden Lebensun­
terhalt, insbesondere konsumtive Ausgaben, verbraucht wird. Eine 
Bereicherung bleibt dann nicht.

Eine solche Annahme setzt aber einmal voraus, daß es sich um 
Überzahlungen in relativ geringer Höhe handelt. Je höher die 
Überzahlung im Verhältnis zum Realeinkommen ist, uni so weniger 
läßt sich annehmen, die zusätzlichen Mittel würden im Haushalt 
verbraucht. Außerdem muß die Lebenssituation des Arbeitnehmers, 
insbesondere seine wirtschaftliche Lage, so sein, daß die Verwen­
dung der Überzahlung für die laufende Lebensführung näheliegt.
Das ist regelmäßig dann der Fall, wenn Arbeitnehmer mit geringem 
oder mittlerem Einkommen nicht über nennenswerte weitere Ein­
künfte verfügen, so daß sie die Nettobezüge aus ihrem Arbeits­
verhältnis verwenden, um den laufenden Lebensunterhalt für sich 
und eventuell ihren Familienhaushalt zu bestreiten. Sind dagegen 
noch weitere nennenswerte Einkünfte vorhanden, so kann auf eine 
typische Lebenssituation, die zum Verbrauch der zusätzlichen 
Mittel führt, nicht geschlossen werden. Es ist dann Sache des Be­
reicherungsschuldners darzustellen, welche anderen Einkünfte vor­
handen sind und inwieweit noch der Schluß auf einen typischen Ab-
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lauf, den Verbrauch zum Lebensunterhalt, möglich ist. Der Arbeit­
nehmer, der sich unter diesen Umständen auf den Wegfall der Be­
reicherung berufen und den Beweis des ersten Anscheins für sich 
streiten lassen will, hat nämlich die Tatsachen darzulegen und zu 
beweisen, aus denen erfahrungsgemäß gefolgert werden kann, daß 
die rechtsgrundlose Leistung typischerweise nicht das Vermögen 
vermehrt, sondern alsbald wieder ausgegeben wird. Der Arbeitneh­
mer genügt seiner Darlegungs- und Beweislast jedenfalls dann 
nicht, wenn er zu den etwa vom Bereicherungsgläubiger substanti- 
iert behaupteten anderweiten Einkünften nicht gegenteilig sub­
stantiiert Stellung nimmt.

c) Entgegen der Auffassung der Klägerin ist ein Anscheinsbeweis 
nicht allein deswegen anzuerkennen, weil die geringfügige Über­
zahlung der laufenden Bezüge im öffentlichen Dienst als ausrei- 
chend angesehen wird, um den Wegfall der Bereicherung anzunehmen. 
Zwar haben öffentliche Dienstherren und Arbeitgeber iip. Anschluß 
an die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Umfang 
der Darlegungs- und Beweislast bei überzahlter Besoldung für Be­
amte (grundlegend: BVerwGE 13, 107) in Verwaltungsvorschriften 
bestimmt, daß für Beamte wie für Angestellte von einem Wegfall 
der Bereicherung auszugehen ist, wenn die Zuvielzahlung bei ein­
maligen Leistungen 10 % des zustehenden Betrages, höchstens 
200,00 DM, bei wiederkehrenden Leistungen 10 % aller für den 
Zeitraum zustehenden Bezüge, höchstens monatlich 200,Q0 DM nicht 
übersteigt (Bundesminister des Innern, Allgemeine Verwaltungsvor­
schriften zum BBesG vom 29. Mai 1980 <GMB1. S. 290>) für Beamte 
bzw. Rundschreiben des BMI vom 23. Oktober 1962 in der Fassung 
des Rundschreibens vom 4. Juli 1980 (GMB1. S. 412) für Arbeiter
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und Angestellte des Bundes. In Berlin, wo die Klägerin lebt und 
arbeitet, gilt eine entsprechende Richtlinie des Senators für In­
neres (Amtsblatt für Berlin 1981, S. 1442). Das Bundesarbeitsge­
richt hat diese Richtlinien als Selbstbindung des Arbeitgebers 
angesehen, von denen er nicht grundlos abweichen darf (BAG Urteil 
vom 18. September 1986, BAGE 53, 77, 87). Diese Besonderheiten im 
öffentlichen Dienst vermögen jedoch nichts daran zu ändern, daß 
die Annahme eines typischen Verhaltens im Sinne eines Anscheins­
beweises mehr verlangt, als die bloße Geringfügigkeit der Über­
zahlung. Vielmehr müssen Umstände hinzukommen, aus denen erfah­
rungsgemäß folgt, daß die geringfügige Überzahlung lediglich zur 
Verbesserung des Lebensstandards verwendet worden i§t oder zur 
Beibehaltung des bisherigen Lebensstandards ohne Mehrung des Ver­
mögens .

3. Im vorliegenden Fall kann sich die Klägerin nicht auf den 
Beweis des ersten Anscheins für den Wegfall der Bereicherung in­
folge der geringfügigen laufenden Überzahlung ihres Arbeitsent­
gelts stützen. Sie hat keine Lebens- und Einkommenssituation dar­
gelegt, in der typischerweise bei ihrer normalen Lebensführung 
die geringfügige Überzahlung nur zur ersatzlosen Beibehaltung des 
Lebensstandards ohne Mehrung des Vermögeris geführt hat* Pie Klä­
gerin hat zwar behauptet, die Überzahlung für den laufenden Le­
bensunterhalt ausgegeben zu haben, ohne daß ihr eine Bereicherung 
verblieben sei. Dies allein genügt im vorliegenden Fall nicht. Da 
die Klägerin eine vermietete Eigentumswohnung besitzt» ferner 
Sparvermögen und einen Prämiensparvertrag, hätte sie darlegen und 
gegebenenfalls beweisen müssen, daß sie gleichwohl nach ihren Le-
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bensumständen erfahrungsgemäß die geringfügige Überzahlung für 
ihre laufenden Ausgaben zum Lebensunterhalt verbraucht hat, ohne 
daß ihr ein Vermögensvorteil verblieben ist.

Griebeling Schliemann Reinecke
Brücker K. Schütters
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